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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bericht der Bundesregierung über organisatorische und personelle 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Verfassungsschutzes und über die 
parlamentarische Kontrolle der Nachrichtendienste 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 29. April 1964 
— Drucksachen IV/1544, IV/2170 — 


GGmäI3 dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 29. April 1964 gebe ich namens der Bundesre- 
gierung folgenden Bericht: 

1. Vorbemerkungen 

1. Durch das Gesetz über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Ver- 
fassungsschutzes vom 27. September 1950 ist dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz, wie in Artikel 87 
Abs. 1 Satz 2 GG vorgesehen, die Aufgabe über- 
tragen worden, Nachrichten über alle Bestrebungen 
gegen den Bestand des Staates und seine freiheit- 
liche demokratische Grundordnung zu sammeln und 
auszuwerten. Dies geschah in Erkenntnis der Not- 
wendigkeit, der Bundesregierung und dem Parla- 
ment alle Informationen über die Gefahren zugäng- 
lich zu machen, die der verfassungsmäßigen Ord- 
nung von links und rechts drohen, und sie dadurch 
in die Lage zu versetzen, rechtzeitig die sachgerech- 
ten Entscheidungen zu treffen. Die Bedeutung dieser 
Aufgabe für die Stabilität unseres Staates ist vom 
Bundestag bei vielen Anlässen anerkannt und ge- 
würdigt worden. Der Bundesregierung ist daran ge- 
legen, daß auch in der Öffentlichkeit das Vertrauen 
zum Verfassungsschutz und sein Ansehen so ge- 
stärkt und gefestigt werden, wie es die unter vielen 
Schwierigkeiten bewährte Pflichterfüllung seiner 
Angehörigen verdient. Ohne solches Vertrauen I 
kann ein Dienst nicht wirksam sein, der unvermeid- : 
lieh unter Ausschluß der Öffentlichkeit arbeitet und 
wegen der Art seiner Aufgabe stets einer besonders 
kritischen Betrachtung ausgesetzt ist. 


2. Die Tätigkeit des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz hat sich — trotz der Erschütterungen, die mit 
den Vorgängen um seinen ersten Präsidenten und 
den anschließenden eingehenden parlamentarischen 
Untersuchungen verbunden waren, — in den Jahren 
seit seiner Gründung bei steigender Wirksamkeit 
ohne schwerwiegende Mißgriffe oder Fehlleistungen 
vollzogen — ein Umstand, der bei diesem überaus 
heiklen und empfindlichen Arbeitsbereich Hervor- 
hebung verdient. Erst die sogenannte Telefonaffäre 
hat zu einer lebhaften Kritik an der Arbeit des 
Amtes geführt. Zur Klärung der Vorwürfe hat zu- 
nächst die Bundesregierung einen hohen Richter als 
sachverständigen und unabhängigen Gutachter mit 
der umfassenden Prüfung des Amtes beauftragt. Der 
Deutsche Bundestag setzte sodann einen Untersu- 
chungsausschuß ein, der vor allem die Zusammen- 
arbeit des Amtes mit den alliierten Dienststellen bei 
deren Post- und Telefonüberwachung überprüft hat. 

II. Organisatorische und personelle Maßnahmen 

1. Die Untersuchungen des 2. Untersuchungsaus- 
schusses haben ergeben, daß beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz ein Mißbrauch weder bei der Er- 
langung noch bei der Verwertung von Erkenntnis- 
sen aus der Post- und Telefonüberwachung festzu- 
stellen war. Zu dem gleichen Ergebnis kam das Gut- 
achten des Oberlandgerichtspräsidenten a. D. Dr. Sil- 
berstein. Der Bundesminister des Innern hatte schon 
im März 1962 durch geeignete Maßnahmen die 
schnelle und umfassende Unterrichtung der Bundes- 
regierung über die Tätigkeit des Bundesamtes neu 
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geregelt. Er hat alsdann im Verlauf der genannten 
Untersuchungen die dabei aufgeworfenen Vor- 
schläge, Anregungen und Fragen aufgegriffen und 
umgehend entsprechende Weisungen zur Verbesse- 
rung der Arbeitsweise des Amtes erteilt. 

Zugleich hat die Bundesregierung mit Nachdruck die 
Ablösung der noch bestehenden Vorbehaltsrechte 
der ehemaligen Besatzungsmächte auf dem Gebiet 
der Post- und Telefonüberwachung betrieben. Der 
hierzu erforderliche Gesetzentwurf ist inzwischen 
vorgelegt worden. 

2. Grundlage für alle Maßnahmen, die der Bundes- 
minister des Innern vor, während und nach Ab- 
schluß der genannten Untersuchungen getroffen hat, 
ist, daß die Tätigkeit des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz wie die aller anderen Behörden an die 
Grundsätze unseres freiheitlichen demokratischen 
Rechtsstaates gebunden list und daß alle Angehörigen 
dieses Amtes das Grundgesetz und die geltenden 
Gesetze zu wahren und den persönlichen Lebensbe- 
reich des einzelnen Staatsbürgers zu achten haben, 
selbst um den Preis, daß hierdurch der Erfolg der 
Arbeit beeinträchtigt wird. Es wurde deshalb dafür 
Sorge getragen, daß die Rechtmäßigkeit der bei der 
Ndchrichtenbeschaffung anzuwendenden Methoden 
noch mehr als bisher geprüft wird. Besonderer Wert 
wurde auf eine abgewogene Regelung des Berichts- 
wesens gelegt. Die Bundesregierung soll dadurch 
über alle bedeutsamen Vorgänge im Arbeitsbereich 
des Amtes unterichtet werden und ihrer Verpflich- 
tung zur parlamentarischen Verantwortung auch für 
diesen Verwaltungszweig gerecht werden können, 
ohne daß der Raum für die eigenverantwortliche 
Tätigkeit des Amtes und seines Präsidenten mehr 
als notwendig eingeschränkt wird. 

Die Bundesregierung ist sich dabei bewußt, daß ver- 
waltungsrechtliche und organisatorische Maßnahmen 
allein nicht genügen, um die Erfüllung der gesetz- 
lichen Aufgaben einer Behörde zu gewährleisten 
und um Mißbräuche bei dieser Tätigkeit völlig aus- 
zuschließen. Dies hängt letztlich von den Menschen 
ab, denen diese Aufgabe anvertraut ist, ihrem 
Pflichtbewußtsein und ihrem Eintreten für die demo- 
kratische Grundordnung. Der Bundesminister des In- 
nern hat daher auch für eine gründliche Auswahl 
der Bewerber für diesen Dienst gesorgt und weitere 
Verbesserungen für die Ausbildung und Fortbil- 
dung in der dem Amt angegliederten Schule einge- 
leitet. 

Im Hinblick auf die bestehende gute Zusammenar- 
beit mit den Ländern 'hat die Bundesregierung deren 
Wunsch entsprochen, die Folgerungen aus den Un- 
tersuchungen vorher zu erörtern, auch wenn damit 
eine Verzögerung in Kauf zu nehmen war. Hierüber 
hat eine besondere Konferenz mit den Innenmini- 
stern der Lander am 26. Juni 1964, anschließend eine 
von ihr eingesetzte Staatssekretärkommission in 
zwei Sitzungen und die Ständige Konferenz der In- 
nenminister der Länder am 2. Oktober 1964 beraten. 
Von den Erörterungen mit den Ländern erhofft sich 
die Bundesregierung, daß die Grundlagen und der 
Rahmen der Arbeit aller Verfassungsschutzbehörden 
für die Zukunft verbessert wird. 


3. Organisatorische Maßnahmen im einzelnen: 

a) Der Entwurf einer Dienstanweisung für das Bun- 
desamt für Verfassungsschutz ist im Bundesministe- 
rium des Innern fertiggestellt worden. Er lehnt sich 
an die Rahmendienstanweisung für die Verfassungs- 
Schutzbehörden an, die im Jahre 1959 auf der Stän- 
digen Konferenz der Innenminister der Länder be- 
schlossen worden war, und an die darauf beruhen- 
den Dienstanweisungen der Landesämter für Ver- 
fassungsschutz, hat sie aber unter Berücksichtigung 
der obenerwähnten Überlegungen weiterentwickelt. 
Der Entwurf ist mit den Ländern beraten worden 
und wird nach der vorgeschriebenen Genehmigung 
durch den Bundeskanzler in Kraft gesetzt. Diese 
Dienstanweisung wird ergänzt durch die Dienstvor- 
schriften für einzelne Sachgebiete, die vom Präsi- 
denten des Bundesamtes für Verfassungsschutz mit 
Genehmigung des Bundesministers des Innern erlas- 
sen werden. 

b) Zur Ergänzung der Dienstanweisung hat der 
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
bereits mehrere Dienstvorschriften erlassen, andere 
amtsinterne Verfügungen in überarbeiteter oder 
neugefaßter Form in Kraft gesetzt und die Entwürfe 
weiterer Dienstvorschriften erstellt. Es handelt sich 
hierbei insbesondere um Dienstvorschriften über 
Verfahrensgrundsätze, für die Beschaffung, die Aus- 
wertung und das Karteiwesen. Auch diese Dienst- 
vorschriften werden vorher mit den Ländern er- 
örtert, damit ihre Erfahrungen genutzt werden und 
ihnen Gelegenheit gegeben wird, ihre Regelungen 
anzupassen. 

c) Die vom Bundesminister des Innern im Herbst 
1963 getroffene vorläufige Regelung für die Zusam- 
menarbeit des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
mit den Alliierten bei deren Überwachung des Post- 
und Fernmeldeverkehrs ist abgelöst worden durch 
eine ausführliche Dienstvorschrift, die die vorstehen- 
den Überlegungen berücksichtigt und die der Prä- 
sident nach Genehmigung durch den Bundesminister 
des Innern in Kraft gesetzt hat. Sie regelt sorgfältig 
den Austausch von Informationen auf Grund der 
bestehenden, vom Bundestag gebilligten Verträge 
für die Zeit bis zur Ablösung der Vorbehaltsrechte 
der ehemaligen Besatzungsmächte durch das von 
der Bundesregierung vorgelegte Gesetz zur Be- 
schränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim- 
nisses. Der Bundesminister des Innern hat das 
Erforderliche veranlaßt, um bei allen Stellen, die an 
diesem Informationsaustausch beteiligt sind, Vor- 
aussetzungen und Grenzen des Austausches sowie 
das Verfahren klar festzulegen. 

d) Die Richtlinien, in denen die Zuständigkeiten 
zwischen Verfassungsschutzbehörden, übrigen Nach- 
richtendiensten, anderen Behörden und der Polizei 
abgegrenzt sind und ihre Zusammenarbeit näher 
geregelt ist, wurden gemeinsam mit den zuständigen 
Behörden des Bundes und der Länder überprüft. So- 
weit Änderungen oder Ergänzungen angebracht 
erschienen, wurden Neufassungen vorbereitet. 

e) Als weitere organisatorische Maßnahme wurde 
im Bundesamt für Verfassungsschutz die Referats- 
gruppe Zentrale Fachfragen unmittelbar der Amts- 
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leitung unterstellt, um dadurch das Gewicht dieser 
Gruppe, die insbesondere die rechtlichen Grundsatz- 
fragen, die allgemeinen und speziellen Dienstvor- 
schriften sowie die Verfahrensweisen bearbeitet, zu 
verstärken. 

f) Schon vor Abschluß der Untersuchungen hat der 
Bimdesminister des Innern veranlaßt, daß alle recht- 
lichen Zweifelsfragen, die bei der Nachrichtenbe- 
schaffung und bei der sonstigen Tätigkeit des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz auftreten, im Auf- 
sichtswege gründlich überprüft werden. 

4. Personelle Veränderungen: 

Bei der Prüfung der Frage, ob der Bericht des 
2. Untersuchungsausschusses personelle Maßnahmen 
erforderlich macht, war davon auszugehen, daß 
Mißbräuche, die einzelnen Bediensteten des Bundes- 
ministeriums des Innern oder des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz zur Last zu legen wären, nicht 
festgestellt worden sind. Auch sonst liegen keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß Bundesbedienstete 
bei den Vorgängen, die Gegenstand der Unter- 
suchung waren, ihre Dienstpflichten verletzt haben. 
Ein Anlaß, Vorermittlungen nach § 21 der Bundes- 
disziplinarordnung einzuleiten oder Kündigungen 
nach tarifrechtlichen Bestimmungen auszusprechen, 
bestand daher nicht. Aus dem Untersuchungsergeb- 
nis ergab sich auch nicht die Notwendigkeit, son- 
stige personelle Maßnahmen zu treffen, wie etwa 
eine anderweitige Verwendung von Beamten oder 
ihre Versetzung in den Ruhestand, soweit dies recht- 
lich und tatsächlich möglich gewesen wäre. Einige 
in der Zwischenzeit erfolgte personelle Verände- 
rungen, darunter das vorzeitige, auf Antrag erfolgte 
Ausscheiden von zwei leitenden Beamten des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz kurz vor dem Errei- 
chen der Altersgrenze, sind keine Konsequenzen des 
Ergebnisses der Untersuchungen; im Zuge einer 
organisatorischen Veränderung im Bundesministe- 
rium des Innern war die Beauftragung des bisheri- 
gen Leiters der Unterabteilung „Staatsschutz" mit 
der Leitung einer anderen, größeren Unterabteilung 
aus personalwirtschaftlichen Gründen geboten. 

Das Referat der Unterabteilung „Staatsschutz" im 
Bundesministerium des Innern, das mit der fach- 
lichen Aufsicht über das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz betraut ist, ist inzwischen um einen 
weiteren Beamten des höheren Dienstes verstärkt 
worden. Ob und in welchem Umfang die seit langem 


angestrebte personelle Verstärkung der Unterabtei- 
lung verwirklicht werden kann, hängt von der Be- 
willigung neuer Planstellen ab. 


III. Parlamentarische Kontrolle 
der Nachrichtendienste 

Zu Nummer 3 des Beschlusses des Deutschen Bun- 
destages vom 29. April 1964 nehme ich namens der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Chef 
des Bundeskanzleramtes und dem Bundesminister 
I der Verteidigung wie folgt Stellung: 

1. Das Bundesamt für Verfassungsschutz und der 
Militärische Abschirmdienst unterliegen — wie alle 
Bundesbehörden — - der allgemeinen verfassungs- 
mäßigen Kontrolle durch den Deutschen Bundestag. 
Für den Bundesnachrichtendienst besteht seit dessen 
Übernahme in den Dienst des Bundes eine beson- 
dere Kontrolle durch ein parlamentarisches Ver- 
trauensmännergremium. Der Bundesminister des 
Innern hat schon vor Jahresfrist auch für das Bun- 
desamt für Verfassungsschutz eine ähnliche Rege- 
lung der Kontrolle durch das Parlament vorgeschla- 
gen. 

2. Das für den Bundesnachrichtendienst eingerich- 
tete parlamentarische Vertrauensmännergremium 
hat sich als eine geeignete Form der parlamenta- 
rischen Kontrolle eines Nachrichtendienstes erwie- 
sen. Die Bundesregierung schlägt daher vor, die 
Tätigkeit des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
und des Militärischen Abschirmdienstes in den Auf- 
gabenbereich dieses Gremiums einzubeziehen. Das 
Gremium sollte unter Vorsitz des vom Bundeskanz- 
ler bestimmten Mitgliedes der Bundesregierung min- 
destens dreimal jährlich zusammentreten. An den 
Sitzungen sollten die über die Nachrichtendienste 
aufsichtführenden Bundesminister oder ihre Vertre- 
ter teilnehmen. Nach den Vorstellungen der Bun- 
desregierung soll das Gremium in seinen Sitzungen 
Berichte der Leiter der Nachrichtendienste entgegen- 
nehmen, der Bundesregierung Anregungen über- 
mitteln und sie in grundsätzlichen Fragen der Arbeit 
der Nachrichtendienste beraten. 

3. Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß 
eine solche Regelung geeignet wäre, die parlamen- 
tarische Kontrolle der Nachrichtendienste zu verbes- 
sern und das Vertrauen des Parlaments in die Tätig- 
keit der Nachrichtendienste zu festigen. 


Hermann Höcherl 
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